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Zusammenarbeit von MIT und PKM

Die Arbeit der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU 
(MIT) findet in enger Abstimmung mit dem Parlamentskreis Mittelstand 
(PKM) statt. So hat man gemeinsam die 17. Legislaturperiode begleitet, 
welche maßgeblich von der  Finanz-, Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise 
sowie dem Reaktorunglück in Fukushima und der daraufhin eingeleiteten 
Energiewende bestimmt war.

Waren die ersten zwei Jahre der Legislaturperiode von der Flankierung des 
Aufschwungs in Deutschland geprägt, so wurde die zweite Hälfte von den 
Diskussionen um die unterschiedlichen Rettungsprogramme für Griechen-
land, Portugal, Irland, Spanien und Zypern beherrscht. Die Stabilität des 
Euro als Gemeinschaftswährung war ein treibendes Element der Politik. 
Die realwirtschaftlichen Auswirkungen dieser bisher einzigartigen staa-
tenfinanzierten Krisenmechanismen auf die  wirtschaftliche Entwicklung 
in Europa und Deutschland sind noch nicht in Gänze absehbar. Positive 
Entwicklungen werden immer wieder begleitet von Rückschlägen und 
neuen Hiobsbotschaften. Die europäische Staatsschuldenkrise wird auch 
weiterhin die politische Agenda prägen.

Klar ist: Es muss in Zukunft eine Abkehr vom der verantwortungslosen 
Schuldenmachen geben. Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist 
ein übergeordnetes Politikziel, das andere gesetzgeberische Maßnahmen 
beeinflusst.

Das Reaktorunglück von Fukushima hat zu einer völligen Neubewertung 
der Risiken der Kernkraft geführt. Die darauf eingeleitete Energiewende 
mit ihrer Abkehr von der Kernenergie hat gleichwohl einen massiven Aus-
bau erneuerbarer Energien verursacht. Dieser Ausbau hat wegen der vor-
handenen Förderzusagen zu einem Anstieg der Strompreise geführt, der 
den Industrie- und Wirtschaftsstandort Deutschland massiv unter Druck 
setzt. Hier muss die Politik in der nächsten Legislaturperiode verantwor-
tungsvoll handeln, um den Strompreis in vernünftige Bahnen zu lenken. 
Hierbei gilt es, möglichst rasch zu marktwirtschaftlichen Mechanismen 
zurückzukommen.

Dennoch steht Deutschland heute sehr gut da. Dies liegt vor allem an 
dem verantwortungsvollen und engagierten Handeln in den mittelständi-
schen Unternehmen und Familienbetrieben durch deren Eigentümer und 
Beschäftigte. Der Mittelstand hat aber auch von den guten Rahmenbe-
dingungen profitiert, die die christlich-liberale Koalition seit 2009 konse-
quent ausgebaut hat.

Deutschland ist ein attraktiver Wirtschaftsstandort. Bei der Standort-
qualität liegt Deutschland unter 45 Ländern auf einem sehr guten fünften 
Platz. Unter den europäischen Volkswirtschaften erreicht Deutschland 
Platz eins. Und im Mittelstandsbarometer 2012 bewerten 87 Prozent der 
Befragten die Standortpolitik positiv. Zum Vergleich: Im Jahr 2005 - als 
SPD und Grüne noch regierten - beurteilten 90 Prozent aller Befragten die 
Politik für den Standort Deutschland negativ.

„Der Mittelstand ist in besonderer Weise Inbegriff für Leistungsbereit-
schaft, Fleiß und über den Tag hinausgehende gesellschaftliche Verant-



wortung.“ Dieses Zitat des Altkanzlers Dr. Helmut Kohl verdeutlicht die 
große Verantwortung, die wir als politische Entscheidungsträger für die 
wichtigste Wirtschaftsgruppierung in Deutschland inne haben.
Durch die enge Zusammenarbeit mit dem PKM ist die MIT parlamentarisch 
stark verankert. Im Gesamtgefüge der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
sich der PKM – ausgehend von den Grundprinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft für ein ausgewogenes Verhältnis von staatlicher Regulierung 
und individueller Freiheit eingesetzt. Mit derzeit 145 Mitgliedern enga-
gieren sich über 60 Prozent aller CDU/CSU-Bundestagsabgeordneten für 
kleine und mittlere Unternehmen. Die Stärke des PKM liegt in der fach-
übergreifenden Arbeitsweise. In allen Arbeitsgruppen und Führungsgre-
mien der Fraktion, in den Ausschüssen des Bundestages und innerhalb der 
Bundesregierung sind PKM-Mitglieder vertreten.

In der folgenden Bilanz wird ein Überblick über die wichtigsten mittel-
standsrelevanten Maßnahmen und Aktivitäten in den letzten vier Jahren 
gegeben. 

I. Steuern und Bilanzen

■  �Wachstumsbeschleunigungsgesetz: durch das Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz haben wir zum 01.01.2010 die Wirtschaft und die Bürger um 
jährlich 8,5 Milliarden Euro entlastet. Dies führt zu einer Stärkung der 
Kaufkraft und zu einer höheren Investitionsbereitschaft. Der Binnen-
konsum der Bürgerinnen und Bürger zeigte sich dann auch als verlässli-
che Basis für die rasche wirtschaftliche Erholung. 

•	 Für Unternehmen wurden im Unternehmenssteuerrecht Regelun-
gen geändert, die sich in der Krise als besonders wachstumshem-
mend erwiesen hatten. Kleine und mittlere Unternehmen können 
seitdem Zinsaufwendungen wieder unbegrenzt steuerlich geltend 
machen. Dafür wurde die Freigrenze für die sogenannte Zinsschran-
ke auf Dauer auf drei Millionen Euro angehoben. Die Unternehmen 
können zudem Verluste wegen wirtschaftlicher Sanierungen wieder 
besser steuerlich geltend machen. Auch neue Gesellschafter können 
Verluste weiterhin steuerlich absetzen, wenn sie in den Betrieb neu 
investieren oder Arbeitsplätze sichern. Geringwertige Wirtschafts-
güter bis 410 Euro können die Betriebe seit 2010 sofort abschreiben. 
Alternativ wurde ein Sammelposten für alle Wirtschaftsgüter zwi-
schen 150 und 1.000 Euro zugelassen.

•	 Zudem gab es erbschaftssteuerliche Erleichterungen bei der Be-
triebsnachfolge und zwar rückwirkend zum 1.1.2009. Für viele Unter-
nehmer ist es sehr schwer, einen Nachfolger zu finden. Nachfolger 
von Familienunternehmen sollten in der Krise und auch danach auf 
sich verändernde Beschäftigungslagen flexibler reagieren können. 
Die niedrigere Steuerschranken erleichtern seitdem die Betriebsfort-
führung. Außerdem sank die bisher gegenüber anderen Verwandten 
erheblich höhere Erbschaftsteuerbelastung für Geschwister, Nichten 
und Neffen.

•	 Zu den weiteren Maßnahmen gehörte auch die Absenkung des Um-
satzsteuersatzes bei Beherbergungsleistungen in Hotel- und Gast-



ronomie von 19 auf 7 Prozent. Ziel der Maßnahme war eine überfällige 
europäische Angleichung und ein finanzieller Freiraum zur Schaffung 
von neuen Stellen, aber auch von Umbauten und Renovierungen, von 
denen das örtliche Handwerk durchaus profitierte. Diese Absenkung 
war und ist dennoch umstritten. 

■  �Anhebung der Umsatzgrenzen zur Ist-Besteuerung: Die Umsatzgren-
ze für die Ist-Besteuerung wurde dauerhaft auf 500.000 Euro angeho-
ben. Viele kleine Betreibe müssen jetzt die Umsatzsteuer erst dann ab-
führen, wenn der Umsatz tatsächlich getätigt ist.

■  �Unternehmenssteuervereinfachungsgesetz: Das Unternehmenssteu-
ervereinfachungsgesetz führte u.a. zu deutlichen Vereinfachungen beim 
das steuerliche Reisekostenrecht. Dies entlastet insbesondere kleine 
und mittlere Unternehmen von unnötigem Papierkram und Kosten in 
Höhe von 35 Mio. Euro jährlich. Zudem wurde der Verlustrücktrag von 
derzeit 511.500 Euro auf 1 Million Euro erhöht. Für die nächste Legislatur-
periode sieht der PKM beim Unternehmenssteuerrecht weiteres Verein-
fachungspotential.

■  �Steuerliche Förderung der Mitarbeiterkapitalbeteiligung: Die steu-
erlichen Fördermöglichkeiten der Mitarbeiterkapitalbeteiligung wurden 
erweitert. Vormals war Voraussetzung für die bestehende Steuerfreiheit 
bis 360 Euro, dass die Vermögensbeteiligung als freiwillige Leistung zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn überlassen wurde. Nun 
gilt diese steuerliche Begünstigung auch dann, wenn die Vermögensbe-
teiligung durch Entgeltumwandlung finanziert wird. Steuerliche Entlas-
tung insgesamt: 100 Mio. Euro.

■  �Einfachere Bilanzrechtsvorschriften für Kleinstkapitalgesellschaften: 
Das Kleinstkapitalgesellschaften-Bilanzrechtsänderungsgesetz (Mi-
croBilG) dient der Entlastung insbesondere kleiner mittelständischer 
Unternehmen von Vorgaben für die Rechnungslegung. Kleinstkapital-
gesellschaften unterliegen nun nicht mehr den strengen Veröffentli-
chungspflichten der Rechnungslegung, wie diese für größere Unter-
nehmen gelten. So ist die Darstellungstiefe in der Bilanz und in der 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung verringert, der Anhang kann unter be-
stimmten Voraussetzungen ganz wegfallen und die Offenlegungspflicht 
wurde durch eine Option zur Hinterlegung modifiziert. Entlastungspo-
tential: 36 Mio. Euro jährlich.

■  �Handelsrechtliches Ordnungsgeldverfahren: In seiner vorletzten 
Sitzung vor der Sommerpause hat der Deutsche Bundestag die Neure-
gelung des handelsrechtlichen Ordnungsgeldverfahrens beschlossen. 
Das Ordnungsgeld wurde dadurch von pauschal 2.500,00 € für kleinste 
Kapitalgesellschaften auf 500 Euro und für kleine Kapitalgesellschaf-
ten auf 1.000 Euro herabgesetzt, sofern die Kapitalgesellschaften ihren 
Pflichten zur Offenlegung der Bilanzen nach Ablauf der Frist, wenn auch 
verspätet, nachkommen.

■  �Verkürzung Aufbewahrungsfristen (nicht in Kraft getreten): Das 
Jahressteuergesetz beinhaltete ursprünglich die vom PKM initiierte Ver-
kürzung der steuerlichen und handelsrechtlichen Aufbewahrungsfristen 
für Rechnungen und Belege. Diese sollten von 10 auf 5 Jahre verkürzt 
werden. Nach Diskussionen mit den Ländern einigte man sich auf eine 
Verkürzung auf 8 Jahre und ab 2015 auf 7 Jahre. Dies hätte zu einer Ent-
lastung der Wirtschaft um 2,5 Mrd. Euro jährlich geführt. Der Bundes-



rat hat den Gesetzentwurf im Vermittlungsausschuss Ende Dezember 
2012 scheitern lassen. Nachdem sich der SPD-Kanzlerkandidat Peer 
Steinbrück im März 2013 überraschenderweise für eine entsprechende 
Verkürzung ausgesprochen hat, hat die CDU/CSU-Fraktion den Entwurf 
auf Initiative des PKM erneut im Bundestag beschlossen. Im Bundesrat 
scheiterte der Entwurf erneut an rot-rot-grün.

■  �Abmilderung der Kalten Progression (nicht in Kraft getreten): Mit 
den Koalitionsstimmen hat der Deutsche Bundestag am 29. März 2012 
das Gesetz zum Abbau der kalten Progression beschlossen. Dadurch soll 
die Besonderheit des geltenden progressiv ausgestalteten Einkommen-
steuertarif abgemildert werden, der dazu führt, dass Arbeitnehmer bei 
Lohnerhöhungen, die lediglich die Inflation ausgleichen sollen, sofort 
einen höheren Durchschnittssteuersatz bezahlen, der am Ende trotz 
Lohnerhöhungen zu einem tatsächlich geringeren Realeinkommen des 
Arbeitnehmers führt. Mit dem Gesetzentwurf sollten die dadurch ent-
stehenden Steuermehreinnahmen in Höhe von rund 3 Mrd. Euro jährlich 
an die Arbeitnehmer zurückgegeben werden. Die rot-rot-grüne Mehr-
heit im Bundesrat machte ihre Zustimmung von der Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes auf 49 Prozent abhängig. Darauf haben sich Union und 
FDP aber zu recht nicht eingelassen.

II. Lohnnebenkosten

■  �Senkung der Lohnnebenkosten: Aufgrund der positiven Entwicklung 
am Arbeitsmarkt mit 41,5 Mio. Beschäftigten haben sich die Sozialkas-
sen  sehr positiv entwickelt. In allen sozialen Sicherungssystemen wur-
den Überschüsse erwirtschaftet, die während der Legislaturperiode zu 
Beitragssenkungen genutzt wurden. Damit liegen die Lohnnebenkosten 
zum Ende der Legislaturperiode deutlich unter 40 Prozent.

•	 Der Rentenversicherungsbeitrag wurde in zwei Stufen von 19,9 Pro-
zent auf 19,6 Prozent und zum 1. Januar 2013 um weitere 0,7 Prozent-
punkte auf 18,9 Prozent gesenkt. Arbeitgeber und Arbeitnehmer wur-
den dadurch jeweils um rund 4,5 Milliarden Euro jährlich entlastet.

•	 Die Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrags von 6,5 Prozent 
in 2006 auf 3 Prozent seit 2011 brachte eine jährliche Entlastung, die 
inzwischen fast 25 Milliarden Euro beträgt.

•	 Im Rahmen des Konjunkturpakets II wurden die Beitragssätze zur ge-
setzlichen Krankenversicherung zeitlich befristet bis zum 31.12.2010 
um 0,6 Prozent gesenkt und der Bundeszuschuss zum Gesundheits-
fonds entsprechend erhöht. Danach wurde der Satz wieder auf den 
Ausgangswert erhöht. Gleichzeitig wurde aber der langjährigen 
Forderung nach Abkopplung der Lohn- von den Gesundheitskosten 
Rechnung getragen, indem der Arbeitgeberbeitrag dauerhaft auf 7,3 
Prozent festgeschrieben wurde.



III. Energiepolitik

■  �Reduzierung der Förderung von Photovoltaik um rund 70 Prozent: 
Gegen die Stimmen von rot-grün haben die Koalitionsfraktionen im März 
2012 die Förderung von Photovoltaikanlagen nach dem EEG von 46 Cent 
auf 11 Cent, das sind ca. 70 Prozent, reduziert. Damit sollte den gesunke-
nen Anlagenpreise Rechnung getragen, das Zubautempo verringert wer-
den und den steigenden Strompreisen Einhalt geboten werden. Trotz der 
Senkung gab es dennoch einen enormen Zubau (2010: 7400 MW, 2011: 
7500 MW, 2012: 7600 MW), der zu einer Erhöhung der EEG-Umlage zum 
01.01.2013 auf 5,227 Cent führte. 

■  �Ausnahmen für den industriellen Mittelstand: Mit der EEG-Novelle 
2012 haben wir Sorge getragen, dass neben der energieintensiven Groß-
industrie auch der industrielle Mittelstand entlastet wird. Deshalb haben 
wir die Schwelle für Entlastungen von 10 auf 1 GW herabgesetzt. Die An-
zahl der entlasteten Unternehmen ist damit zwar um rund 127 Prozent 
von 734 auf 1691 Unternehmen gestiegen. Die privilegierte Strommenge 
stieg aber nur um gut 10 Prozent. Damit zahlt der Verbraucher lediglich 
0,04 Cent pro Kilowattstunde für unsere Änderung. 0,96 Cent muss der 
Verbraucher für die von Rot-Grün beschlossenen Ausnahmen zahlen, die 
damals lediglich die Großindustrie befreit haben.

■  �CO2-Gebäudesanierungsprogramm: Wir haben das CO2-Gebäudes-
anierungsprogramm ausgebaut. Damit helfen wir, die oft hohen Inves-
titionen für die energetische Sanierung über Kredite und Zuschüsse zu 
realisieren und rentabel zu machen. Für die kommenden Jahre stellen 
wir jährlich 1,8 Milliarden Euro an Fördermitteln zur Verfügung, soviel 
wie keine Regierung vor uns. Damit wird ermöglicht, dass auch Einzel-
maßnahmen wie Heizungserneuerungen gefördert werden. Gemessen 
an der bisherigen Hebelwirkung von 1:12, lassen die Mittel auf jährliche 
Energieeffizienz-Investitionen von 21 Milliarden Euro hoffen. Hiervon 
profitiert insbesondere der Mittelstand.

■  �Mietrechtsänderung: Wir haben die Sanierung vermieteter Gebäude er-
leichtert. Mit dem Mietrechtsänderungsgesetz ermöglichen wir, dass so-
wohl Eigentümer, denen das energieeffiziente Sanieren erleichtert wird, 
als auch die Mieter über sinkende Nebenkosten, von energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen profitieren. Bei einer Mieterquote von 57 Prozent 
in Deutschland ist diese Erleichterung von enormer Bedeutung. 

■  �Steuerliche Förderung der energetischen Wohngebäudesanierung 
(nicht in Kraft getreten): Der Bundestag hatte im September 2011 be-
schlossen, eine steuerliche Förderung der energetischen Sanierung von 
Wohngebäuden zu ermöglichen. Der Gesetzentwurf wurde von rot-rot-
grün im Dezember 2012 im Bundesrat endgültig abgelehnt, obwohl SPD 
und Grüne in ihren Wahlprogrammen eine angemessene und kontinuier-
liche Förderung der Gebäudesanierung fordern. Auch diese Maßnahme 
würde gerade den Mittelstand und das Handwerk fördern.

■  �Strompreisbremse (nicht beschlossen): die Strompreise steigen weiter. 
Die nächste Erhöhung der EEG-Umlage auf über 6 Cent steht vor der 
Tür. Die Strompreise in Deutschland liegen schon heute deutlich über 



den Strompreisen im Ausland. Dies führt zu einer Schwächung des Wirt-
schaftsstandorts und Verlagerungen von Betriebsstätten. Für den Mit-
telstand sind die hohen Energiepreise ein großes Problem. Der PKM hat 
daher die Strompreisbremse von Bundesumweltminister Peter Altmaier 
unterstützt. Die Oppositionsparteien haben durch ihre Ablehnung er-
neut ihre wirtschafts- und mittelstandsfeindliche Haltung gezeigt.

IV. Bürokratieabbau

■  �12 Mrd. Euro weniger Bürokratie: Der PKM war uns ist eine der trei-
benden Kräfte beim Bürokratieabbau. So hat sich der PKM im Jahr 2005 
dafür stark gemacht, dass mit dem Nationalen Normenkontrollrat ein 
unabhängiges Gremium eingerichtet wurde, das die Bundesregierung 
beim Bürokratieabbau berät und neue Regelungsentwürfe auf unnötige 
Bürokratiekosten überprüft. Gleichzeitig hat sich die Bundesregierung 
das Ziel gesetzt, 25 Prozent der bestehenden Bürokratiekosten zu redu-
zieren. Dieses Ziel wurde erreicht. Jedes Jahr sparen unsere Unterneh-
men 12 Mrd. Euro, die Sie im Jahr 2006 noch für unnötige Bürokratie 
bezahlen mussten. Hierzu haben insbesondere folgende Maßnahmen 
beigetragen:

•	 Mit dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 wurden die steuerlichen 
Anforderungen an elektronische Rechnungen deutlich vereinfacht. 
Allein durch diese Maßnahme wird die Wirtschaft um rund 4 Mrd. 
Euro jährlich entlastet.

•	 Die Lohnsteuerkarte aus Papier wurde abgeschafft. Die damit ver-
bundene Einführung des elektronischen Abrufverfahrens für die 
beim Lohnsteuerabzug zu berücksichtigenden Lohnsteuerabzugs-
merkmale der Arbeitnehmer entlasten Unternehmen um 262 Mio. 
Euro jährlich.

•	 Die Abschaffung der Praxisgebühr entlastet Bürgerinnen und Bürger 
sowie Arztpraxen. Während für Bürgerinnen und Bürger die quartals-
weise Zuzahlung für Arztbesuche von 10 Euro wegfällt, sparen Arzt-
praxen rund 336 Mio. Euro pro Jahr Bürokratiekosten.

■  �Mandat des NKR ausgeweitet: Wir haben das Mandat des NKR erwei-
tert, indem wir seine Prüfkompentenz von den Bürokratiekosten, die vor 
allem durch die Befolgung von Informations-, Dokumentations- und Be-
scheinigungspflichten entstehen, auf den gesamten Erfüllungsaufwand 
ausgedehnt haben. Nunmehr prüft der NKR die gesamten Kostenfolgen, 
die aus einer neuen Regelung entstehen. Damit entsteht volle Kosten-
transparenz. Die früher in Gesetzentwürfen häufig anzutreffende For-
mulierung „Kosten: keine“ gibt es nicht mehr.

■  �Ex-post Evaluierung: Auf Anregung des NKR wird die Bundesregierung 
zukünftig alle Gesetzesvorhaben mit einem Erfüllungsaufwand von 
mehr als 1 Million Euro nach drei bis fünf Jahren auf ihre Wirksamkeit 
überprüfen. Dies ist ein Meilenstein in der deutschen Rechtsetzung.

■  �Bessere Berücksichtigung der NKR-Stellungnahmen im Bundestag: 
Im parlamentarischen Alltag kann es passieren, dass die Stellungnah-
men des NKR untergehen. Auf Anregung des PKM wurde ein Verfahren 



zur besseren Berücksichtigung der Stellungnahmen des NKR erarbeitet: 
Zukünftig wird der PKM vom NKR auf die Gesetzesvorhaben besonders 
hingewiesen, die aus Kostensicht oder unter sonstigen vom NKR zu prü-
fenden Aspekten besonders problematisch sind. Der PKM wird die Stel-
lungnahme an den zuständigen AG-Vorsitzenden übermitteln mit dem 
Hinweis, die Stellungnahme bei den Diskussionen zu berücksichtigen.

V. Förderung von Innovationsfähigkeit,  
Gründungstätigkeit und Finanzierungs- 

möglichkeiten des Mittelstandes

■  �Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) ausgebaut: Die 
Fördermittel für das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) 
wurden in den vergangenen beiden Jahren von 313 auf rund 500 Mio. 
Euro aufgestockt. ZIM steht jeder Technologie und allen Branchen offen. 
Je nach Vorhaben wird die Förderung maßgeschneidert, seit Neuestem 
auch für Inhaber und familiengeführte Firmen mit bis zu 500 Beschäf-
tigten. 

■  �Finanzierung Startups: Durch den High-Tech Gründerfonds II und den 
Investitionszuschuss „Wagniskapital“ wurden die Finanzierungsmög-
lichkeiten für junge Technologieunternehmen weiter verbessert. Zudem 
haben sich die Finanzierungsmöglichkeiten für kleine und mittlere Un-
ternehmen bei Bürgschaftsbanken durch die Erhöhung des Bürgschafts-
höchstbetrages auf 1,25 Mio. Euro verbessert.

■  �Basel III: Die neuen europäischen Eigenkapitalregeln für Banken (Ba-
sel III) enthalten eine Ausnahmeregelung für Mittelstandskredite. Für 
solche Kredite muss kein höheres Eigenkapital vorgehalten werden als 
vorher. Damit dürfte sich Basel III nicht negativ auf die Finanzierungs-
möglichkeiten des Mittelstands auswirken.

■  �Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) ausgebaut: Die För-
dermittel für das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) wur-
den in den vergangenen beiden Jahren von 313 auf rund 500 Mio. Euro auf-
gestockt. ZIM steht jeder Technologie und allen Branchen offen. Je nach 
Vorhaben wird die Förderung maßgeschneidert, seit Neuestem auch für 
Inhaber und familiengeführte Firmen mit bis zu 500 Beschäftigten. 

■  �Finanzierung Startups: Durch den High-Tech Gründerfonds II und den 
Investitionszuschuss „Wagniskapital“ wurden die Finanzierungsmög-
lichkeiten für junge Technologieunternehmen weiter verbessert. Zudem 
haben sich die Finanzierungsmöglichkeiten für kleine und mittlere Un-
ternehmen bei Bürgschaftsbanken durch die Erhöhung des Bürgschafts-
höchstbetrages auf 1,25 Mio. Euro verbessert.

■  �Basel III: Die neuen europäischen Eigenkapitalregeln für Banken (Basel III) ent-
halten eine Ausnahmeregelung für Mittelstandskredite. Für solche Kredite muss 
kein höheres Eigenkapital vorgehalten werden als vorher. Damit dürfte sich Basel 
III nicht negativ auf die Finanzierungsmöglichkeiten des Mittelstands auswirken.

IV. Bürokratieabbau



VI. Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik

■  �Fachkräftemangel: Wir haben einiges gegen den Fachkräftemangel auf 
den Weg gebracht. So haben wir die Anerkennung ausländischer Berufs-
abschlüsse vereinfacht. Mit der Bluecard wollen wir mehr ausländische 
Hochqalifizierte für den deutschen Arbeitsmarkt gewinnen. Alle diese 
Aktivitäten werden durch umfangreiche Informationsangebote des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi) begleitet. Spe-
ziell für den Fachkräftemangel im Mittelstand hat das BMWi das Kom-
petenzzentrum für Fachkräftesicherung im Mittelstand eingerichtet, 
das mittelständische Unternehmen bei der Gewinnung von Fachkräften 
berät.

■  �Neuausrichtung des Ausbildungspaktes: Der Ausbildungspakt wurde 
2010 auf den bestehenden Bewerbermangel in Ausbildungsberufen neu 
ausgerichtet. Sowohl leistungsschwächere als auch leistungsstärkere Ju-
gendliche sowie Migranten werden seitdem zielgenauer für eine betrieb-
liche Berufsausbildung angesprochen.

■  �Zuschussrente (nicht beschlossen): In der Sommerpause 2012 brachte 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die sog. Zuschussrente 
ins Gespräch, nach der Rentner, die 30 Jahre Beiträge bezahlt, Kinder er-
zogen oder Angehörige gepflegt haben und ab 2019 mindestens 5 Jahre 
zusätzlich privat vorgesorgt haben, mindesten eine Rente von 850 Euro 
erhalten sollen. Die Differenz zwischen tatsächlich erwirtschafteter 
Rente und dem Mindestbetrag von 850 Euro soll aus der Rentenkasse, 
d.h. durch die anderen Beitragszahler, finanziert werden. Der PKM hat 
sich öffentlich deutlich gegen diese Pläne, insbesondere im Hinblick auf 
die Beitragsfinanzierung, ausgesprochen. Er hat damit maßgeblich dazu 
beigetragen, dass die Pläne in dieser Legislaturperiode nicht weiterver-
folgt wurden.

■  �Frauenquote (nicht beschlossen): In der Diskussion um die Einführung 
einer Frauenquote in Aufsichtsräten hat sich der PKM klar gegen eine 
starre Quote ausgesprochen. Mit Beschluss vom 22.05.2012 hat sich der 
PKM hingegen klar hinter das Konzept der Flexiquote der zuständigen 
Bundesministerin Dr. Kristina Schröder gestellt. Diesen Beschluss hat 
der PKM-Vorstand am 13. März 2013 wiederholt. PKM spricht sich nach 
wie vor gegen jegliche starre Quote aus.

■  �Beschäftigtendatenschutz (nicht beschlossen): Beim Gesetzentwurf 
zum Beschäftigtendatenschutz hat der PKM im Dezember 2012 seine Be-
denken gegen den Entwurf gegenüber der Fraktionsführung geäußert, 
nachdem dieser Entwurf sehr kurzfristig zur Abstimmung gebracht wer-
den sollte. Die wichtigsten Kritikpunkte dieses Gesetzes, die aus Sicht 
des PKM zu einem Leerlaufen wichtiger unternehmerischer Grundsätze 
geführt hätten, waren der Wegfall des anlasslosen Screenings, der Aus-
schluss von Betriebsvereinbarungen im Bereich des Beschäftigtenda-
tenschutzes und die starke Einschränkung der Möglichkeit, im Arbeits-
verhältnis mit freiwilligen Einwilligungen Beschäftigtendaten zu nutzen. 
Auch hier hat der PKM mit dazu beigetragen, dass das Vorhaben vorerst 
fallen gelassen wurde.

■  �Ausweitung von Prüfpflichten im Rahmen der Künstlersozialversiche-



rung (nicht beschlossen): Seit einigen Jahren ist gesetzlich festgelegt, 
dass die Deutsche Rentenversicherung die Unternehmen in Deutsch-
land hinsichtlich der Künstlersozialabgabenzahlung prüft. Eine feste 
Prüffrequenz gibt es allerdings bislang nicht. Die Prüfpflicht sollte nun 
mit dem Gesetz zur Neuorganisation der Unfallkassen des Bundes aus-
geweitet werden. Danach sollte die Deutsche Rentenversicherung Bund 
die Betriebe mindestens alle 4 Jahre prüfen – bis hin zum Kleinstunter-
nehmen ohne Beschäftigten. Die Bundesregierung schätzte die Büro-
kratiekosten auf 5 Mio. Euro auf Seiten der Betriebe und der Deutschen 
Rentenversicherung Bund. Die Deutsche Rentenversicherung bezifferte 
ihren eigenen zusätzlichen Bürokratieaufwand auf 50 Mio. Euro. Der Ge-
setzentwurf hätte zur Folge gehabt, dass alle Unternehmen sämtliche 
Rechnungen der letzten fünf Jahre auf eine Leistung im Sinne der Künst-
lersozialabgabe hätten überprüfen müssen. Kosten und Nutzen wären 
in keinem Verhältnis gestanden. Die Intervention des PKM hat mit dazu 
beigetragen, dass die entsprechende Regelung fallen gelassen wurde.
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